
Deutscher  Bundestag  Drucksache  17/12226
 17.  Wahlperiode  31.  01.  2013
 Verordnung
 der Bundesregierung

 Fünfundneunzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

 A.  Problem und Ziel

 –  Anpassung  des  Waffenembargos  gegen  Côte  d’Ivoire  an  den  Beschluss
 2012/371/GASP des Rates vom 10. Juli 2012;

 –  Anpassung  des  Waffenembargos  gegen  Eritrea  an  den  Beschluss  2012/632/
 GASP des Rates vom 15. Oktober 2012;

 –  Anpassung  des  Waffenembargos  gegen  Somalia  an  den  Beschluss  2012/633/
 GASP des Rates vom 15. Oktober 2012;

 –  Anpassung  des  Waffenembargos  gegen  Syrien  an  den  Beschluss  2012/739/
 GASP  vom  29.  November  2012,  insbesondere  Umsetzung  des  Einfuhrver-
 bots von Rüstungsgütern gegenüber Syrien;

 –  Anpassung  des  Waffenembargos  gegen  die  Republik  Guinea  an  den  Be-
 schluss 2012/665/GASP des Rates vom 26. Oktober 2012

 –  Bußgeldbewehrung  von  Verstößen  gegen  die  Meldepflichten  der  Verord-
 nung  (EU)  Nr.  36/2012  des  Rates  vom  18.  Januar  2012  über  restriktive  Maß-
 nahmen angesichts der Lage in Syrien;

 –  Bußgeldbewehrung  von  Verstößen  gegen  die  Informationspflichten  der  Ver-
 ordnung  (EU)  Nr.  377/2012  des  Rates  vom  3.  Mai  2012  über  restriktive
 Maßnahmen  gegen  bestimmte  den  Frieden,  die  Sicherheit  und  die  Stabilität
 in  der  Republik  Guinea-Bissau  gefährdende  Personen,  Organisationen  und
 Einrichtungen;

 –  Bußgeldbewehrung  von  Verstößen  gegen  die  Meldepflichten  der  Verord-
 nung  (EU)  Nr.  204/2011  des  Rates  vom  2.  März  2011  über  restriktive  Maß-
 nahmen angesichts der Lage in Libyen;

 –  Aktualisierung  der  Verweise  auf  die  EU-Verordnung  zur  Umsetzung  des
 Zertifikationssystems  des  Kimberley-Prozesses,  auf  die  EU-Verordnungen
 zur  Terrorismusbekämpfung  sowie  auf  die  EU-Embargoverordnungen  ge-
 gen Ägypten, Belarus, Eritrea, Iran, Liberia, Somalia, Syrien und Tunesien.

 B.  Lösung

 Änderung der AWV.

 C.  Alternativen

 Keine.
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D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Außerhalb  des  Erfüllungsaufwands  hat  die  Verordnung  keine  finanziellen  Aus-
 wirkungen auf die öffentlichen Haushalte.

 E.  Erfüllungsaufwand

 E.1  Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

 Bürgerinnen und Bürger werden durch die Verordnung nicht berührt.

 E.2  Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

 Einmaliger,  geringer  Umstellungsaufwand.  Kein  zusätzlicher,  messbarer  Erfül-
 lungsaufwand. Keine neuen Informationspflichten.

 E.3  Erfüllungsaufwand der Verwaltung

 Einmaliger,  geringer  Umstellungsaufwand.  Kein  zusätzlicher  Erfüllungsauf-
 wand.  Informationspflichten  der  Verwaltung  werden  durch  die  Verordnung
 nicht berührt.

 F.  Weitere Kosten

 Auswirkungen  auf  sonstige  Kosten  der  Wirtschaft,  Kosten  für  soziale  Siche-
 rungssysteme,  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbesondere  das  Verbrau-
 cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Anlage 1
 Fünfundneunzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

 Vom …
 Es verordnen auf Grund

 –  des  §  27  Absatz  1  Satz  1  Halbsatz  1  in  Verbindung  mit
 §  2  Absatz  1,  3  und  4,  §  7  Absatz  1  Nummer  2  und  3  und
 Absatz  3  des  Außenwirtschaftsgesetzes  in  der  Fassung
 der  Bekanntmachung  vom  27.  Mai  2009  (BGBl.  I
 S.  1150) die Bundesregierung sowie

 –  des  §  27  Absatz  1  Satz  1  Halbsatz  2  in  Verbindung  mit
 §  2  Absatz  1,  3  und  4  und  §  5  des  Außenwirtschafts-
 gesetzes  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom
 27.  Mai  2009  (BGBl.  I  S.  1150)  das  Bundesministerium
 für  Wirtschaft  und  Technologie  im  Einvernehmen  mit
 dem  Auswärtigen  Amt  und  dem  Bundesministerium  der
 Finanzen:

 Artikel  1

 Die  Außenwirtschaftsverordnung  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  22.  November  1993  (BGBl.  I  S.  1934,
 2493),  die  zuletzt  durch  Artikel  1  der  Verordnung  vom
 7.  Juni  2012  (BAnz  AT  13.06.2012  V1)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  22  Absatz  1  Nummer  5  wird  die  Angabe  „§  28a
 Abs.  7“ durch die Angabe „§  28a Absatz  4“ ersetzt.

 2.  §  69a wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  2 wird folgende Nummer  6 angefügt:

 „6.  Gütern,  die  ausschließlich  zur  Unterstützung  des
 Politischen  Büros  der  Vereinten  Nationen  für
 Somalia  oder  zur  Nutzung  durch  das  Politische
 Büro  der  Vereinten  Nationen  für  Somalia  be-
 stimmt sind.“.

 b)  In  Absatz  3  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch  die
 Verordnung  (EU)  Nr.  956/2011  (ABl.  L  249  vom
 27.9.2011,  S.  1)  geändert  worden  ist“  durch  die  Wör-
 ter  „die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  943/
 2012  (ABl.  L  282  vom  16.10.2012,  S.  6)  geändert
 worden ist“ ersetzt.

 3.  §  69b wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz  1 wird folgender Absatz  2 eingefügt:

 „(2) Absatz  1 gilt nicht für

 1.  Schutzkleidung,  einschließlich  Körperschutzwes-
 ten  und  Militärhelme,  die  vom  Personal  der  Ver-
 einten  Nationen,  von  Medienvertretern,  humani-
 tären  Helfern  und  Entwicklungshelfern  sowie  bei-
 geordnetem  Personal  zeitweise  und  ausschließlich
 zur  eigenen  Verwendung  nach  Eritrea  ausgeführt
 wird, und

 2.  nichtletale  militärische  Güter,  die  ausschließlich
 für  humanitäre  oder  Schutzzwecke  bestimmt  sind.“.

 b)  Der bisherige Absatz  2 wird Absatz  3.

 c)  Der  bisherige  Absatz  3  wird  Absatz  4  und  die  Wörter
 „Absätze  1  und  2“  werden  durch  die  Wörter  „Absät-
 ze  1 und 3“ ersetzt.

 4.  §  69d Absatz  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „der  zuletzt  durch
 Beschluss  2012/167/GASP  (ABl.  L  87  vom
 24.3.2012,  S.  60)  geändert  worden  ist“  durch  die
 Wörter  „der  zuletzt  durch  den  Beschluss  2012/745/
 GASP  (ABl.  L  332  vom  4.12.2012,  S.  22)  geändert
 worden ist“ ersetzt.

 b)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  403/2012  (ABl.  L  124  vom
 11.5.2012,  S.  32)  geändert  worden  ist“  durch  die
 Wörter  „die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1155/2012  (ABl.  L  335  vom  7.12.2012,  S.  40)
 geändert worden ist“ ersetzt.

 c)  In  Nummer  3  werden  die  Wörter  „in  der  Fassung  der
 Verordnung  (EU)  Nr.  1375/2011  des  Rates  vom
 22.  Dezember  2011  zur  Durchführung  des  Artikels  2
 Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2580/2001  über
 spezifische,  gegen  bestimmte  Personen  und  Organi-
 sationen  gerichtete  restriktive  Maßnahmen  zur  Be-
 kämpfung  des  Terrorismus  und  zur  Aufhebung  der
 Durchführungsverordnung  (EU)  Nr.  687/2011  (ABl.
 L  343  vom  23.12.2011,  S.  10),  die  durch  die  Verord-
 nung  (EU)  Nr.  213/2012  (ABl.  L  74  vom  14.3.2012,
 S.  1)  geändert  worden  ist.“  durch  die  Wörter  „in  der
 Fassung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1169/2012  des
 Rates  vom  10.  Dezember  2012  zur  Durchführung  des
 Artikels  2  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2580/
 2001  über  spezifische,  gegen  bestimmte  Personen
 und  Organisationen  gerichtete  restriktive  Maßnah-
 men  zur  Bekämpfung  des  Terrorismus  und  zur  Auf-
 hebung  der  Durchführungsverordnung  (EU)  Nr.  542/
 2012 (ABl. L 337 vom 11.12.2012, S.  2).“ ersetzt.

 5.  In  §  69g  Absatz  5  werden  die  Wörter  „oder  Handels-
 und  Vermittlungsgeschäfte  in  Bezug  auf  die  genannten
 Güter vornehmen“ gestrichen.

 6.  §  69j wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz  3 wird wie folgt gefasst:

 „(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für

 1.  Güter,  die  ausschließlich  zur  Unterstützung  der
 Operation  der  Vereinten  Nationen  in  Côte  d’Ivoire
 (UNOCI)  und  der  sie  unterstützenden  französi-
 schen  Streitkräfte  oder  zur  Nutzung  durch  diese
 bestimmt sind,

 2.  nichtletale  militärische  Ausrüstung,  die  aus-
 schließlich für humanitäre oder Schutzzwecke be-
 stimmt  ist,  einschließlich  der  entsprechenden
 Ausrüstung,  die  für  Krisenbewältigungsoperatio-
 nen  der  Europäischen  Union,  der  Vereinten  Natio-
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nen,  der  Afrikanischen  Union  und  der  Wirt-
 schaftsgemeinschaft  der  westafrikanischen  Staa-
 ten (ECOWAS) bestimmt ist,

 3.  Güter,  die  vorübergehend  nach  Côte  d’Ivoire  aus-
 geführt  werden  und  für  die  Truppen  eines  Staates
 bestimmt  sind,  der  im  Einklang  mit  dem  Völker-
 recht  ausschließlich  und  unmittelbar  zu  dem
 Zweck  tätig  wird,  die  Evakuierung  seiner  Staats-
 angehörigen  sowie  von  Personen,  für  die  er  kon-
 sularische  Verantwortung  in  Côte  d’Ivoire  trägt,
 zu erleichtern,

 4.  nichtletale  militärische  Ausrüstung  im  Zusam-
 menhang  mit  der  Durchsetzung  von  Rechtsvor-
 schriften,  die  ausschließlich  dazu  bestimmt  ist,  die
 Sicherheitskräfte  von  Côte  d’Ivoire  in  die  Lage  zu
 versetzen,  bei  der  Aufrechterhaltung  der  öffent-
 lichen  Ordnung  nur  in  angemessener  und  verhält-
 nismäßiger Weise Gewalt auszuüben,

 5.  für  Schutzkleidung,  einschließlich  Körperschutz-
 westen  und  Militärhelme,  die  vom  Personal  der
 Vereinten  Nationen,  der  Europäischen  Union  oder
 ihrer  Mitgliedstaaten,  von  Medienvertretern,  hu-
 manitärem  Hilfspersonal  und  Entwicklungshel-
 fern  sowie  dazugehörigem  Personal  ausschließ-
 lich  zum  persönlichen  Gebrauch  vorübergehend
 nach Côte d’Ivoire ausgeführt wird, und

 6.  Güter,  die  ausschließlich  zur  Unterstützung  der
 Reform  des  Sicherheitssektors  in  Côte  d’Ivoire
 bestimmt sind.“.

 b)  Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.

 c)  In  Absatz  6  werden  die  Wörter  „Absätze  1  bis  5“
 durch die Wörter „Absätze 1 bis 3“ ersetzt.

 7.  In  §  69o  Absatz  8  werden  die  Wörter  „in  einen  Mitglied-
 staat  der  Europäischen  Union  in  Kenntnis  verbringen
 oder  verbringen  lassen,  dass  die  Güter  zur  Verwendung
 in  Iran  bestimmt  sind  oder  der  endgültige  Empfänger
 eine  iranische  Person  im  Sinne  des  Artikels  1  Buchstabe
 m der Verordnung (EU) Nr.  961/2010 ist“ gestrichen.

 8.  §  69p Absatz  2 Satz  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  2  wird  nach  den  Wörtern  „bestimmt
 sind,“ das Wort „oder“ gestrichen.

 b)  In  Nummer  3  wird  nach  den  Wörtern  „ausgestattet
 werden“ der Punkt durch das Wort „, und“ ersetzt.

 c)  Folgende Nummer  4 wird angefügt:

 „4.  Explosivstoffe  und  dazugehörige  Ausrüstung
 ausschließlich  für  den  zivilen  Gebrauch  im  Berg-
 bau  und  im  Rahmen  von  Infrastrukturinvestitio-
 nen,  sofern  die  Lagerung  und  Verwendung  von
 einer  unabhängigen  Stelle  überwacht  und  über-
 prüft  werden  und  die  Erbringer  der  damit  zusam-
 menhängenden Dienste identifiziert sind.“.

 9.  §  69r wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  werden  die  Wörter  „des  Beschlus-
 ses  2011/782/GASP  des  Rates  vom  1.  Dezember
 2011“  durch  die  Wörter  „des  Beschlusses  2012/739/
 GASP des Rates vom 29. November 2012“ ersetzt.

 b)  Nach Absatz  4 wird folgender Absatz  5 eingefügt:

 „(5)  Die  Einfuhr  von  in  Teil  I  Abschnitt  A  der
 Ausfuhrliste  (Anlage  AL)  erfassten  Gütern  aus  Sy-
 rien  in  das  Wirtschaftsgebiet,  der  Erwerb  dieser  Gü-
 ter  aus  Syrien  und  die  Beförderung  dieser  Güter,
 auch  unter  Benutzung  eines  Schiffes  oder  Luftfahr-
 zeuges,  das  berechtigt  ist,  die  Bundesflagge  oder
 das  Staatsangehörigkeitszeichen  der  Bundesrepub-
 lik  Deutschland  zu  führen,  sind  verboten,  unabhän-
 gig  davon,  ob  die  Güter  ihren  Ursprung  in  Syrien
 haben.“.

 c)  Der  bisherige  Absatz  5  wird  Absatz  6  und  wie  folgt
 gefasst:

 „(6)  Die  Absätze  1  bis  5  gelten  auch  für  Deut-
 sche  in  fremden  Wirtschaftsgebieten,  die  die  ge-
 nannten  Güter  nach  Syrien  verkaufen,  ausführen
 oder  ausführen  lassen,  durchführen  oder  durchfüh-
 ren  lassen,  aus  Syrien  einführen  oder  einführen  las-
 sen,  erwerben  oder  erwerben  lassen,  befördern  oder
 befördern  lassen  oder  Handels-  und  Vermittlungs-
 geschäfte  in  Bezug  auf  die  genannten  Güter  vorneh-
 men.“.

 10.  In  der  Überschrift  des  §  69s  werden  die  Wörter  „des
 Beschlusses  2010/639/GASP  des  Rates  vom  25.  Ok-
 tober  2010“  durch  die  Wörter  „des  Beschlusses  2012/
 642/GASP des Rates vom 15. Oktober 2012“ ersetzt.

 11.  §  70 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  5h  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  1375/2011  (ABl.  L  343
 vom  23.12.2011,  S.  10;  L  74  vom  14.3.2012,  S.  1)
 geändert  worden  ist“,  durch  die  Wörter  „die  zuletzt
 durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1169/2012  (ABl.
 L  337  vom  11.12.2012,  S.  2)  geändert  worden  ist“
 ersetzt.

 b)  In  Absatz  5i  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  403/2012  (ABl.  L  124
 vom  11.5.2012,  S.  32)  geändert  worden  ist“  durch
 die  Wörter  „die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1155/2012  (ABl.  L  335  vom  7.12.2012,  S.  40)
 geändert worden ist“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  5j  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  1116/2011  (ABl.  L  289
 vom  8.11.2011,  S.  1)  geändert  worden  ist“  durch
 die  Wörter  „die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  947/2012  (ABl.  L  282  vom  16.10.2012,  S.  27)
 geändert worden ist“ ersetzt.

 d)  In  Absatz  5n  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  116/2012  (ABl.  L  38  vom
 11.2.2012,  S.  29)  geändert  worden  ist“  durch  die
 Wörter  „die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  777/2012  (ABl.  L  231  vom  28.8.2012,  S.  9)  ge-
 ändert worden ist“ ersetzt.

 e)  In  Absatz  5s  werden  die  Wörter  „gegen  Präsident
 Lukaschenko  und  verschiedene  belarussische
 Amtsträger  (ABl.  EU  Nr.  L  134  S.1),  die  zuletzt
 durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  354/2012  (ABl.  L
 113  vom  25.4.2012,  S.  1)  geändert  worden  ist“
 durch  die  Wörter  „gegen  Belarus  (ABl.  L  134  vom
 20.5.2006,  S.1,  L  161  vom  21.6.2011,  S.1),  die  zu-
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letzt  durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1017/2012
 (ABl.  L  307  vom  7.11.2012,  S.  7)  geändert  worden
 ist“ ersetzt.

 f)  In  Absatz  5u  werden  die  Wörter  „(ABl.  L  88  vom
 24.3.2012,  S.  1),  die  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  350/2012  (ABl.  L  110  vom  24.4.2012,  S.  17)
 geändert  worden  ist“  durch  die  Wörter  „(ABl.  L  88
 vom  24.3.2012,  S.  1,  L  332  vom  4.12.2012,  S.  31),
 die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1067/
 2012  (ABl.  L  318  vom  15.11.2012,  S.  1)  geändert
 worden ist“ ersetzt.

 g)  Absatz  5x wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „die  zuletzt
 durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1137/2010
 (ABl.  L  322  vom  8.12.2010,  S.2)  geändert
 worden  ist“  durch  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  941/2012  (ABl.  L
 282  vom  16.10.2012,  S.  1)  geändert  worden
 ist“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „die  zuletzt
 durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  956/2011  (ABl.
 L  249  vom  27.9.2011,  S.  1)  geändert  worden
 ist“  durch  die  Wörter  „die  zuletzt  durch  die
 Verordnung  (EU)  Nr.  943/2012  (ABl.  L  282
 vom  16.10.2012,  S.  6)  geändert  worden  ist“  er-
 setzt.

 h)  In  Absatz  5y  werden  nach  der  Angabe  „(ABl.  L
 195  vom  27.7.2010,  S.16)“  die  Wörter  „,die  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  942/2012  (ABl.  L  282
 vom  16.10.2012,  S.  3)  geändert  worden  ist“  einge-
 fügt.

 i)  In  Absatz  5z  werden  nach  der  Angabe  „(ABl.  L  31
 vom  5.2.2011,  S.1)“  die  Wörter  „,die  durch  die  Ver-
 ordnung  (EU)  Nr.  1100/2012  (ABl.  L  327  vom
 27.11.2012, S.  16) geändert worden ist“ eingefügt.

 j)  Absatz  7 wird wie folgt geändert:

 aa)  Folgende neue Nummer  1 wird eingefügt:

 „1.  entgegen Artikel  4 in Verbindung mit

 a)  Artikel  36a  Absatz  2  Unterabsatz  1,  Ar-
 tikel  36b  Absatz  3,  Artikel  182c  Ab-
 satz  1  oder  Artikel  182d  Absatz  3  der
 Verordnung  (EWG)  Nr.  2913/92  des
 Rates  vom  12.  Oktober  1992  zur  Fest-
 legung  des  Zollkodex  der  Gemeinschaf-
 ten  (ABl.  L  302  vom  19.10.1992,  S.  1),
 die  zuletzt  durch  die  Verordnung
 (EG)  Nr.  1791/2006  (ABl.  L  363  vom
 20.12.2006,  S.  1)  geändert  worden  ist,
 oder

 b)  Artikel  183  Absatz  1  Unterabsatz  1  oder
 Unterabsatz  2,  Artikel  184a  Absatz  1,  2,
 5  oder  Absatz  6,  Artikel  184c  Satz  1,
 Artikel  842b  Absatz  1  oder  Absatz  3
 Satz  2,  Artikel  842c  oder  Artikel  842d
 Absatz  1  Unterabsatz  1  oder  Absatz  3
 Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EWG)
 Nr.  2454/93  der  Kommission  vom
 2.  Juli  1993  mit  Durchführungsvor-

 schriften  zu  der  Verordnung  (EWG)
 Nr.  2913/92  des  Rates  zur  Festlegung
 des  Zollkodex  der  Gemeinschaften
 (ABl.  L  253  vom  11.10.1993,  S.  1),  die
 zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1063/2010  (ABl.  L  307  vom
 23.11.2010, S.  1) geändert worden ist,

 eine  Vorabanmeldung  nicht,  nicht  richtig,
 nicht  vollständig,  nicht  in  der  vorgeschrie-
 benen  Weise  oder  nicht  rechtzeitig  über-
 mittelt,“.

 bb)  Die  bisherigen  Nummern  1  und  2  werden  die
 Nummern 2 und 3.

 k)  In  Absatz  8  werden  nach  der  Angabe  „(ABl.  L  76
 vom  22.3.2011,  S.  4)“  die  Wörter  „  ,die  durch  die
 Verordnung  (EU)  Nr.  1099/2012  (ABl.  L  327  vom
 27.11.2012, S.  14) geändert worden ist“ eingefügt.

 l)  Absatz  9 wird wie folgt geändert:

 aa)  Die  Wörter  „(ABl.  L  16  vom  19.1.2012,  S.  1),
 die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  266/
 2012  (ABl.  L  87  vom  24.3.2012,  S.  45)  geän-
 dert  worden  ist“  werden  durch  die  Wörter
 „(ABl.  L  16  vom  19.1.2012,  S.  1,  L  259  vom
 27.9.2012,  S.  7),  die  zuletzt  durch  die  Verord-
 nung  (EU)  Nr.  1117/2012  (ABl.  L  330  vom
 30.11.2012, S.  9) geändert worden ist“ ersetzt.

 bb)  Folgende neue Nummer  1 wird eingefügt:

 „1.  entgegen  Artikel  2c  Absatz  1  in  Verbin-
 dung mit

 a)  Artikel  36a  Absatz  2  Unterabsatz  1,
 Artikel  36b  Absatz  3,  Artikel  182c  Ab-
 satz  1  oder  Artikel  182d  Absatz  3  der
 Verordnung  (EWG)  Nr.  2913/92  des  Ra-
 tes  vom  12.  Oktober  1992  zur  Fest-
 legung  des  Zollkodex  der  Gemeinschaf-
 ten  (ABl.  L  302  vom  19.10.1992,  S.  1),
 die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EG)
 Nr.  648/2005  (ABl.  L  117  vom  4.5.2005,
 S.  13) geändert worden ist, oder

 b)  Artikel  183  Absatz  1  Unterabsatz  1  oder
 Unterabsatz  2,  Artikel  184a  Absatz  1,  2,
 5  oder  Absatz  6,  Artikel  184c  Satz  1,
 Artikel  842b  Absatz  1  oder  Absatz  3
 Satz  2,  Artikel  842c  oder  Artikel  842d
 Absatz  1  Unterabsatz  1  oder  Absatz  3
 Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EWG)
 Nr.  2454/93  der  Kommission  vom
 2.  Juli  1993  mit  Durchführungsvor-
 schriften  zu  der  Verordnung  (EWG)
 Nr.  2913/92  des  Rates  zur  Festlegung
 des  Zollkodex  der  Gemeinschaften
 (ABl.  L  253  vom  11.10.1993,  S.  1),  die
 zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1063/2010  (ABl.  L  307  vom
 23.11.2010, S.  1) geändert worden ist,

 eine  Vorabanmeldung  nicht,  nicht  richtig,
 nicht  vollständig,  nicht  in  der  vorgeschrie-
 benen  Weise  oder  nicht  rechtzeitig  über-
 mittelt,“.
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cc)  Die  bisherigen  Nummern  1  bis  4  werden  die
 Nummern 2 bis 5.

 m)  In  Absatz  10  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  263/2012  (ABl.  L  87  vom
 24.  3.2012,  S.  1)  geändert  worden  ist“  durch  die
 Wörter  „die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1139/2012  (ABl.  L  332  vom  4.12.2012,  S.  1)
 geändert worden ist“ ersetzt.

 n)  Nach  Absatz  10  wird  folgender  Absatz  11  einge-
 fügt:

 „(11)  Ordnungswidrig  im  Sinne  des  §  33  Ab-
 satz  4  Satz  1  des  Außenwirtschaftsgesetzes  handelt,
 wer  vorsätzlich  oder  fahrlässig  entgegen  Artikel  8
 Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  377/
 2012  des  Rates  vom  3.  Mai  2012  über  restriktive
 Maßnahmen  gegen  bestimmte  den  Frieden,  die  Si-
 cherheit  und  die  Stabilität  in  der  Republik  Guinea-
 Bissau  gefährdende  Personen,  Organisationen  und
 Einrichtungen  (ABl.  L  119  vom  4.5.2012,  S.  1),  die
 durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  458/2012  (ABl.  L
 142  vom  1.6.2012,  S.  11)  geändert  worden  ist,  eine
 Information  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig
 oder nicht rechtzeitig übermittelt.“.

 12.  §  70a Absatz  2 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „entgegen  §  69b
 Absatz  1,  auch  in  Verbindung  mit  Absatz  3“  durch

 die  Wörter  „entgegen  §  69b  Absatz  1,  auch  in  Ver-
 bindung mit Absatz  4“ ersetzt.

 b)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „nach  §  69a
 Abs.  2  Satz  2,  auch  in  Verbindung  mit  Abs.  4“  und
 die  Wörter  „nach  §  69j  Abs.  3  Satz  2,  auch  in  Ver-
 bindung mit Abs.  6“ gestrichen.

 c)  In  Nummer  3  werden  die  Wörter  „entgegen  §  69g
 Absatz  2,  auch  in  Verbindung  mit  Abs.  5,“  gestri-
 chen.

 d)  In  Nummer  4  werden  die  Wörter  „nach  §  69g
 Abs.  3  Satz  2,  auch  in  Verbindung  mit  Abs.  5,“  ge-
 strichen.

 e)  In  Nummer  11  werden  die  Wörter  „entgegen  §  69b
 Absatz  2,  auch  in  Verbindung  mit  Absatz  3“  durch
 die  Wörter  „entgegen  §  69b  Absatz  3,  auch  in  Ver-
 bindung  mit  Absatz  4“  ersetzt  sowie  die  Wörter
 „oder  entgegen  §  69q  Absatz  4,  auch  in  Verbindung
 mit  Absatz  5“  durch  die  Wörter  „entgegen  §  69q
 Absatz  4,  auch  in  Verbindung  mit  Absatz  5  oder
 entgegen  §  69r  Absatz  5,  auch  in  Verbindung  mit
 Absatz  6“ ersetzt.

 Artikel  2

 Die  Verordnung  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in
 Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 Die  Fünfundneunzigste  Verordnung  zur  Änderung  der
 Außenwirtschaftsverordnung  dient  der  Anpassung  des  Waf-
 fenembargos  gegen  Côte  d’Ivoire  an  die  Änderungen  durch
 die  Resolution  2045  (2012)  des  Sicherheitsrats  der  Verein-
 ten  Nationen  vom  26.  April  2012.  Die  EU  hat  diese  Ände-
 rungen  in  den  Beschluss  2012/371/GASP  des  Rates  vom
 10.  Juli  2012  zur  Änderung  des  Beschlusses  2010/656/
 GASP  zur  Verlängerung  der  restriktiven  Maßnahmen  gegen
 Côte  d’Ivoire  (ABl.  L  179  vom  11.7.2012,  S.  21)  übernom-
 men.  In  §  69j  der  Außenwirtschaftsverordnung  (AWV)  wer-
 den die Ausnahmetatbestände entsprechend geändert.

 Berücksichtigt  wird  die  neue  Rechtsgrundlage  gemäß  Be-
 schluss  2012/739/GASP  vom  29.  November  2012  über  rest-
 riktive  Maßnahmen  angesichts  der  Lage  in  Syrien.  Die  mit
 Beschluss  2011/782/GASP  und  den  zugehörigen  Ände-
 rungsbeschlüssen  verhängten  Maßnahmen  werden  mit  dem
 Beschluss  2012/739/GASP  in  einem  einzigen  Rechtsinstru-
 ment  zusammengefasst.  Eingefügt  wird  insbesondere  ein
 umfassendes  Verbot  der  Einfuhr,  des  Erwerbs  und  der  Be-
 förderung von Rüstungsgütern (§  69r Absatz  5 AWV).

 Weitere  Änderungen  betreffen  die  Waffenembargos  gegen
 Somalia,  Eritrea  und  die  Republik  Guinea.  Mit  der  Ände-
 rung  wird  die  Resolution  2060  (2012)  des  VN-Sicherheits-
 rates  vom  25.  Juli  2012  sowie  die  hierauf  beruhenden  Be-
 schlüsse  2012/632/GASP  des  Rates  vom  15.  Oktober  2012
 zur  Änderung  des  Beschlusses  2010/127/GASP  über  rest-
 riktive  Maßnahmen  gegen  Eritrea  sowie  2012/633/GASP
 des  Rates  vom  15.  Oktober  2012  zur  Änderung  des
 Beschlusses  2010/231/GASP  über  restriktive  Maßnahmen
 gegen  Somalia  umgesetzt.  Weitere  Anpassungen  resultieren
 aus  dem  Beschluss  2012/665/GASP  des  Rates  vom  26.  Ok-
 tober  2012  zur  Änderung  des  Beschlusses  2010/638/GASP
 über  restriktive  Maßnahmen  gegen  die  Republik  Guinea.
 Dabei  werden  jeweils  Ausnahmetatbestände  vom  Waffe-
 nembargo vorgesehen.

 Bußgeldbewehrt  werden  Verstöße  gegen  Meldepflichten  der
 Verordnung  (EU)  Nr.  36/2012  des  Rates  vom  18.  Januar
 2012  über  restriktive  Maßnahmen  angesichts  der  Lage  in
 Syrien  (ABl.  L  16  vom  19.1.2012,  S.1),  die  zuletzt  durch
 die  Verordnung  (EU)  Nr.  944/2012  des  Rates  vom  15.  Ok-
 tober  2012  (ABl.  L  282  vom  16.10.2012,  S.  9)  geändert
 worden ist.

 Bußgeldbewehrt  werden  außerdem  Verstöße  gegen  Melde-
 pflichten  der  Verordnung  (EU)  Nr.  204/2011  des  Rates  vom
 2.  März  2011  über  restriktive  Maßnahmen  angesichts  der
 Lage  in  Libyen  (ABl.  L  58  vom  3.3.2011,  S.1,  L  87  vom
 2.4.2011,  S.37),  die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1360/2011  der  Kommission  vom  20.  Dezember  2011
 (ABl.  L  341  vom  22.12.2011,  S.  18)  geändert  worden  ist
 und  Verstöße  gegen  Informationspflichten  der  Verordnung
 (EU)  Nr.  377/2012  des  Rates  vom  3.  Mai  2012  über  restrik-
 tive  Maßnahmen  gegen  bestimmte  den  Frieden,  die  Sicher-
 heit  und  die  Stabilität  in  der  Republik  Guinea-Bissau  ge-
 fährdende  Personen,  Organisationen  und  Einrichtungen
 (ABl.  L  119  vom  4.5.2012,  S.  1)  mit  ihrer  Änderung  durch

 die  Verordnung  (EU)  Nr.  458/2012  des  Rates  vom  31.  Mai
 2012 (ABl. L 142 vom 1.6.2012, S.  11).

 Im  Übrigen  aktualisiert  die  Verordnung  die  Verweise  der
 AWV  auf  die  EU-Verordnung  zur  Umsetzung  des  Zertifi-
 kationssystems  des  Kimberley-Prozesses  auf  die  EU-Ver-
 ordnungen  zur  Bekämpfung  des  Terrorismus  sowie  auf  die
 EU-Embargoverordnungen  gegen  Ägypten,  Belarus,  Eri-
 trea, den Iran, Liberia, Somalia, Syrien und Tunesien.

 Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte:

 Außerhalb  des  Erfüllungsaufwands  hat  die  Verordnung
 keine  finanziellen  Auswirkungen  auf  die  öffentlichen  Haus-
 halte.

 Erfüllungsaufwand

 Bürgerinnen  und  Bürger  werden  durch  die  Verordnung  nicht
 berührt.

 Der  Erfüllungsaufwand  für  die  Wirtschaft  beschränkt  sich
 auf  einmalige  geringe  Umstellungskosten  durch  die  Kennt-
 nisnahme  der  Änderungen  der  AWV.  Der  Wirtschaft,  insbe-
 sondere  mittelständischen  Unternehmen,  entstehen  durch  die
 Verordnung  keine  sonstigen  Kostenbelastungen  oder  -entlas-
 tungen.  Neue  Informationspflichten  werden  nicht  eingeführt,
 drei  bestehende  Informationspflichten  werden  lediglich  re-
 daktionell angepasst:

 Durch  die  Änderung  des  §  69j  AWV  betreffend  Côte
 d’Ivoire  wird  der  Anwendungsbereich  der  genehmigungs-
 pflichtigen  Ausnahmen  vom  Waffenembargo  gegen  Côte
 d’Ivoire  eingeschränkt  (§  69j  Absatz  3  AWV).  Dem  stehen
 Erweiterungen  des  Anwendungsbereiches  der  allgemeinen
 Genehmigungspflichten  für  Ausfuhren  von  Waffen  und
 Rüstungsgütern  und  Handels-  und  Vermittlungsgeschäfte
 nach §  5 Absatz  1 AWV gegenüber.

 Durch  die  Änderung  des  §  69p  AWV  betreffend  die  Repub-
 lik  Guinea  wird  der  Anwendungsbereich  der  genehmi-
 gungspflichtigen  Ausnahmen  vom  Waffenembargo  gegen
 die  Republik  Guinea  ausgeweitet  (§  69p  Absatz  2  AWV).
 Dem  stehen  Einschränkungen  des  Anwendungsbereiches
 der  allgemeinen  Genehmigungspflichten  für  Ausfuhren  von
 Waffen  und  Rüstungsgütern  und  Handels-  und  Vermitt-
 lungsgeschäfte nach §  5 Absatz  1 AWV gegenüber.

 Durch  die  Änderungen  der  §§  69a  und  69b  AWV  betreffend
 Somalia  und  Eritrea  werden  weitere  Ausnahmen  vom  Waf-
 fenembargo  vorgesehen.  Dies  führt  allenfalls  zu  marginalen
 Ausweitungen  des  Anwendungsbereichs  des  §  5  Absatz  1
 AWV.

 Die  Aktualisierungen  der  Verweise  auf  die  EU-Sanktions-
 verordnungen  haben  keine  Auswirkungen  auf  bestehende
 Informationspflichten.  Die  Informations-  und  Meldepflich-
 ten  gegenüber  Syrien,  Libyen  und  der  Republik  Guinea-Bis-
 sau  werden  durch  EU-Recht  begründet.  In  der  AWV  werden
 lediglich die Verstöße bußgeldbewehrt.

 Messbare  indirekte  Kosten  für  die  betroffenen  Wirtschafts-
 kreise  sind  nicht  zu  erwarten.  Die  Erfüllungskosten  für  die
 Verwaltung  beschränken  sich  ebenfalls  auf  geringfügigen
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Umstellungsaufwand  (Kenntnisnahme  der  neuen  Vorschrif-
 ten).

 Die  Verordnung  tangiert  keine  Informationspflichten  der
 Verwaltung.

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbe-
 sondere  das  Verbraucherpreisniveau,  sind  nicht  zu  erwarten.

 Gleichstellungspolitische Belange sind nicht berührt.

 Mit  der  Verordnung  folgt  die  Bundesregierung  internationa-
 len  Verpflichtungen.  Dies  entspricht  den  Anforderungen  an
 eine nachhaltige Entwicklung.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel  1

 Zu den Nummern 1, 5, 7 und 12 Buchstabe b, c und d

 Die Änderungen enthalten redaktionelle Korrekturen.

 Zu Nummer  2 Buchstabe a

 Mit  der  Änderung  wird  die  Resolution  2060  (2012)  des  VN-
 Sicherheitsrates  vom  25.  Juli  2012  sowie  der  hierauf  beru-
 hende  Beschluss  2012/633/GASP  des  Rates  vom  15.  Okto-
 ber  2012  zur  Änderung  des  Beschlusses  2010/231/GASP
 über  restriktive  Maßnahmen  gegen  Somalia  umgesetzt.  Da-
 bei  wird  ein  weiterer  Ausnahmetatbestand  vom  Ausfuhrver-
 bot  für  Rüstungsgüter  gemäß  Artikel  1  Absatz  3  des  Be-
 schlusses  2012/633/GASP  für  Güter,  die  ausschließlich  zur
 Unterstützung  des  Politischen  Büros  der  Vereinten  Nationen
 für  Somalia  bestimmt  sind,  in  §  69a  Absatz  2  Nummer  6
 AWV  aufgenommen.  Die  allgemeine  Genehmigungspflicht
 für  Ausfuhren  von  Waffen  und  Rüstungsgütern  nach  §  5
 Absatz  1  AWV  bleibt  unberührt.  Die  Genehmigung  nach
 §  5  Absatz  1  AWV  kann  erst  erteilt  werden,  wenn  die  Liefe-
 rung  auf  Vorlage  des  Bundesamtes  für  Wirtschaft  und  Aus-
 fuhrkontrolle  (BAFA)  vorab  vom  Sanktionsausschuss  ge-
 nehmigt wurde.

 Zu  Nummer  2  Buchstabe  b  und  Nummer  4
 sowie  Nummer  11  Buchstabe  a,  b,  g  Unterbuchstabe  bb
 und  Buchstabe  m
 (Anpassung  der  Verweise  an  EU-Sanktionsverordnungen
 und  Anpassung  der  Waffenembargos)

 Die  Änderungen  aktualisieren  die  Verweise  auf  EU-Sank-
 tionsverordnungen  und  dienen  der  Anpassung  der  Waffe-
 nembargos  an  die  aktuelle  EU-Rechtslage  zur  Bekämpfung
 des  Terrorismus  sowie  deren  Strafbewehrung.  Berücksich-
 tigt werden die jeweils letzten Änderungen

 •  der  Verordnung  (EU)  Nr.  356/2010  des  Rates  vom  26.
 April  2010  über  die  Anwendung  bestimmter  spezifischer
 restriktiver  Maßnahmen  gegen  bestimmte  natürliche  und
 juristische  Personen,  Organisationen  und  Einrichtungen
 aufgrund  der  Lage  in  Somalia  (ABl.  L  105  vom
 27.4.2010,  S.  1)  in  §  69a  Absatz  3  und  in  §  70  Absatz  5x
 Nummer  2 AWV;

 •  des  Beschlusses  2011/486/GASP  des  Rates  vom  1.  Au-
 gust  2011  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  bestimmte
 Personen,  Gruppen,  Unternehmen  und  Einrichtungen  an-
 gesichts  der  Lage  in  Afghanistan  (ABl.  L  199  vom

 2.8.2011,  S.  57)  in  §  69d  Absatz  1  Nummer  1  AWV  und
 der  Verordnung  (EU)  Nr.  753/2011  des  Rates  vom  1.  Au-
 gust  2011  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  bestimmte
 Personen,  Gruppen,  Unternehmen  und  Einrichtungen  an-
 gesichts  der  Lage  in  Afghanistan  (ABl.  L  199  vom
 2.8.2011, S.  1) in §  70 Absatz  10 AWV;

 •  der  Verordnung  (EG)  Nr.  881/2002  des  Rates  27.  Mai
 2002  über  die  Anwendung  bestimmter  spezifischer  rest-
 riktiver  Maßnahmen  gegen  bestimmte  Personen  und  Or-
 ganisationen,  die  mit  dem  Al-Qaida-Netzwerk  in  Verbin-
 dung  stehen  (ABl.  L  139  vom  29.5.2002,  S.  9)  in  §  69d
 Absatz  1 Nummer  2 und in §  70 Absatz  5i AWV;

 •  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2580/2001  des  Rates  vom  27.
 Dezember  2001  über  spezifische,  gegen  bestimmte  Per-
 sonen  und  Organisationen  gerichtete  restriktive  Maßnah-
 men  zur  Bekämpfung  des  Terrorismus  (ABl.  L  344  vom
 28.12.2001,  S.  70)  in  §  69d  Absatz  1  Nummer  3  und  in
 §  70 Absatz  5h AWV.

 Zu Nummer  3 sowie Nummer  12 Buchstabe a und e

 Mit  der  Änderung  wird  die  Resolution  2060  (2012)  des  VN-
 Sicherheitsrates  vom  25.  Juli  2012  sowie  der  hierauf  beru-
 hende  Beschluss  2012/632/GASP  des  Rates  vom  15.  Okto-
 ber  2012  zur  Änderung  des  Beschlusses  2010/127/GASP
 über  restriktive  Maßnahmen  gegen  Eritrea  umgesetzt.  Dabei
 werden  Ausnahmetatbestände  gemäß  Artikel  1  Absatz  4  des
 Beschlusses  2012/632/GASP  in  §  69b  Absatz  2  AWV  auf-
 genommen.  Die  Ausnahmen  sind  vorgesehen  für  Schutz-
 kleidung  sowie  für  nichtletale  militärische  Ausrüstung  für
 humanitäre  oder  Schutzzwecke.  Die  allgemeine  Genehmi-
 gungspflicht  für  Ausfuhren  von  Waffen  und  Rüstungsgütern
 nach  §  5  Absatz  1  AWV  bleibt  unberührt.  Für  die  Lieferung
 von  nichtletaler  militärischer  Ausrüstung  für  humanitäre
 oder  Schutzzwecke  kann  die  Genehmigung  nach  §  5  Ab-
 satz  1  AWV  erst  erteilt  werden,  wenn  die  Lieferung  auf  Vor-
 lage  des  Bundesamtes  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle
 (BAFA)  vorab  vom  VN-Sanktionsausschuss  genehmigt
 wurde.  Der  bisherige  Absatz  2  wird  Absatz  3.  Der  Verweis
 in  Absatz  4  (Wirkung  der  Verbote  auch  auf  Deutsche  im
 Ausland)  wird  angepasst.  Die  Vorschriften  zur  Strafbeweh-
 rung  in  §  70a  Absatz  2  Nummer  1  und  11  AWV  werden  an-
 gepasst.

 Zu Nummer  6

 Mit  der  Änderung  in  §  69j  AWV  wird  die  Resolution  2045
 (2012)  des  VN-Sicherheitsrates  vom  26.  April  2012  sowie
 der  hierauf  beruhende  Beschluss  2012/371/GASP  des  Rates
 vom  10.  Juli  2012  zur  Änderung  des  Beschlusses  2010/656/
 GASP  zur  Verlängerung  der  restriktiven  Maßnahmen  gegen
 Côte  d’Ivoire  umgesetzt.  Dabei  werden  die  Ausnahmetatbe-
 stände  der  aktuellen  Lage  in  Côte  d’Ivoire  angepasst.  Die
 Ausnahmetatbestände  vom  Ausfuhrverbot  von  Rüstungsgü-
 tern  werden  in  §  69j  Absatz  3  zusammengefasst.  Die  allge-
 meine  Genehmigungspflicht  für  Ausfuhren  von  Waffen  und
 Rüstungsgütern nach §  5 Absatz  1 AWV bleibt unberührt.

 In  §  69j  Absatz  3  Nummer  1  und  5  AWV  werden  Ausnah-
 men  vom  Waffenembargo  für  die  Unterstützung  der  Opera-
 tion  der  Vereinten  Nationen  in  Côte  d’Ivoire  (UNOCI)  und
 von  Schutzkleidung  (Artikel  2  Buchstabe  a  und  c  des  Be-
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schlusses  2012/371/GASP)  erfasst,  die  bisher  in  §  69j  Ab-
 satz  4 AWV geregelt waren.

 In  §  69j  Absatz  3  Nummer  2,  3  und  4  AWV  werden  die
 Ausnahmen  vom  Waffenembargo  geregelt,  in  denen  das
 Bundesamt  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle  (BAFA)
 die  Lieferung  im  Voraus  dem  VN-Sanktionsausschuss  mit-
 teilen muss:

 Die  bisher  in  §  69j  Absatz  5  AWV  erfasste  Ausnahme  für
 Güter  für  die  Evakuierung  von  Staatsangehörigen  wird  nun
 in  §  69j  Absatz  3  Nummer  3  AWV  geregelt  (Artikel  2
 Buchstabe  b  ii)  des  Beschlusses  2012/371/GASP).  Der  Hin-
 weis  auf  die  Mitteilungspflicht  gemäß  §  69j  Absatz  5  Satz  2
 AWV  in  der  bisherigen  Fassung  entfällt;  solche  Mitteilun-
 gen  sind  vom  Bundesamt  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkont-
 rolle  (BAFA)  gegenüber  dem  VN-Sanktionsausschuss  zu
 machen.

 Darüber  hinaus  werden  in  §  69j  Absatz  3  Nummer  2  AWV
 Ausfuhren  nichtletaler  Ausrüstung  für  humanitäre  oder
 Schutzzwecke  (Artikel  2  Buchstabe  b  i)  des  Beschlusses
 2012/371/GASP;  bisher  §  69j  Absatz  3  Nummer  2  AWV)
 sowie  in  §  69j  Absatz  3  Nummer  4  AWV  zur  Unterstützung
 der  Sicherheitskräfte  bei  der  Aufrechterhaltung  der  öffent-
 lichen  Ordnung  (Artikel  2  Buchstabe  b  iii)  des  Beschlusses
 2012/371/GASP;  bisher  §  69j  Absatz  3  Nummer  4  AWV)
 erfasst.

 In  §  69j  Absatz  3  Nummer  6  AWV  wird  eine  Ausnahme  für
 die  Lieferung  von  Gütern  zur  Reform  des  Sicherheitssektors
 (Artikel  2  Buchstabe  d  des  Beschlusses  2012/371/GASP;
 bisher  §  69j  Absatz  3  Nummer  3  AWV  )  erfasst.  Die  Geneh-
 migung  nach  §  5  Absatz  1  AWV  kann  erst  erteilt  werden,
 wenn  die  Lieferung  dieser  Güter  auf  Vorlage  des  Bundes-
 amtes  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle  (BAFA)  vorab
 vom VN-Sanktionsausschuss genehmigt wurde.

 Zu Nummer 8

 Mit  der  Änderung  wird  der  Beschluss  2012/665/GASP  des
 Rates  vom  26.  Oktober  2012  zur  Änderung  des  Beschlusses
 2010/638/GASP  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  die  Re-
 publik  Guinea  umgesetzt.  Dabei  wird  ein  weiterer  Ausnah-
 metatbestand  gemäß  Artikel  2  Absatz  1  des  Beschlusses
 2010/638/GASP  mit  seiner  Änderung  durch  den  Beschluss
 2012/665/GASP in § 69p Absatz 2 AWV aufgenommen.

 Zu Nummer 9 und Nummer 12 Buchstabe e

 In  der  Überschrift  des  §  69r  AWV  wird  die  neue  Rechts-
 grundlage  gemäß  Beschluss  2012/739/GASP  vom  29.  No-
 vember  2012  über  restriktive  Maßnahmen  angesichts  der
 Lage  in  Syrien  berücksichtigt.  Die  mit  Beschluss  2011/782/
 GASP  und  den  zugehörigen  Änderungsbeschlüssen  ver-
 hängten  Maßnahmen  werden  mit  dem  Beschluss  2012/739/
 GASP  in  einem  einzigen  Rechtsinstrument  zusammen-
 gefasst.

 Eingefügt  wird  darüber  hinaus  insbesondere  ein  umfassen-
 des  Verbot  der  Einfuhr,  des  Erwerbs  und  der  Beförderung
 von  Rüstungsgütern  (§  69r  Absatz  5  AWV).  Die  Verbote  be-
 ziehen  sich  auch  auf  Deutsche  im  Ausland.  Verstöße  gegen
 die  Verbote  werden  in  §  70a  Absatz  2  Nummer  11  AWV
 strafbewehrt.  Diese  Ergänzung  des  Waffenembargos  geht
 zurück  auf  den  Beschluss  2012/634/GASP  des  Rates  vom

 15.  Oktober  2012  über  restriktive  Maßnahmen  angesichts
 der Lage in Syrien.

 Zu Nummer 10

 In  der  Überschrift  des  §  69s  AWV  wird  die  neue  Rechts-
 grundlage  gemäß  Beschluss  2012/642/GASP  des  Rates  vom
 15.  Oktober  2012  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  Bela-
 rus  berücksichtigt.  Die  mit  Beschluss  2010/639/GASP  ver-
 hängten  Maßnahmen  werden  mit  dem  Beschluss  2012/642/
 GASP  in  einem  einzigen  Rechtsinstrument  zusammen-
 gefasst,  so  dass  über  die  Rechtsgrundlage  hinausgehende
 Anpassungen nicht erforderlich sind.

 Zu Nummer 11 Buchstabe c, d, e, f, g
 Unterbuchstabe aa, Buchstabe h, i, k und l Unterbuch-
 stabe aa
 (Anpassung der Verweise an EU-Sanktionsverordnungen)

 Die  Änderungen  aktualisieren  die  Verweise  auf  die  EU-Ver-
 ordnung  zur  Umsetzung  des  Zertifikationssystems  des  Kim-
 berley-Prozesses  und  auf  EU-Sanktionsverordnungen  und
 passen  die  Bußgeldbewehrung  von  Verstößen  gegen  diese
 Verordnungen  an.  Berücksichtigt  werden  die  jeweils  letzten
 Änderungen

 •  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2368/2002  des  Rates  vom
 20.  Dezember  2002  zur  Umsetzung  des  Zertifikations-
 systems  des  Kimberley-Prozesses  (ABl.  L  358  vom
 31.12.2002,  S.  28,  L  27  vom  30.1.2004,  S.57)  in  §  70  Ab-
 satz 5j AWV,

 •  der  Verordnung  (EG)  Nr.  872/2004  des  Rates  vom
 29.  April  2004  über  weitere  restriktive  Maßnahmen  ge-
 genüber  Liberia  (ABl.  L  162  vom  30.4.2004,  S.  32)  in
 §  70 Absatz  5n AWV,

 •  der  Verordnung  (EG)  Nr.  765/2006  des  Rates  vom
 18.  Mai  2006  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  Belarus
 (ABl.  L  134  vom  20.5.2006,  S.1,  L  161  vom  21.6.2011,
 S.1) in §  70 Absatz  5s AWV,

 •  der  Verordnung  (EU)  Nr.  267/2012  des  Rates  vom
 23.  März  2012  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  Iran
 (ABl.  L  88  vom  24.3.2012,  S.  1)  in  §  70  Absatz  5u  AWV,

 •  der  Verordnung  (EG)  Nr.  147/2003  des  Rates  vom  27.  Ja-
 nuar  2003  über  bestimmte  restriktive  Maßnahmen  gegen-
 über  Somalia  (ABl.  L  24  vom  29.1.2003,  S.  2)  in  §  70
 Absatz  5x Nummer  1 AWV,

 •  der  Verordnung  (EU)  Nr.  667/2010  des  Rates  vom
 26.  Juli  2010  über  bestimmte  restriktive  Maßnahmen  ge-
 gen  Eritrea  (ABl.  L  195  vom  27.7.2010,  S.  16)  in  §  70
 Absatz  5y AWV,

 •  Verordnung  (EU)  Nr.  101/2011  des  Rates  vom  4.  Februar
 2011  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  bestimmte  Per-
 sonen,  Organisationen  und  Einrichtungen  angesichts  der
 Lage  in  Tunesien  (ABl.  L  31  vom  5.2.2011,  S.  1)  in  §  70
 Absatz  5z AWV,

 •  Verordnung  (EU)  Nr.  270/2011  des  Rates  vom  21.  März
 2011  über  restriktive  Maßnahmen  gegen  bestimmte  Per-
 sonen,  Organisationen  und  Einrichtungen  angesichts  der
 Lage  in  Ägypten  (ABl.  L  76  vom  22.3.2011,  S.4)  in  §  70
 Absatz  8 AWV,
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•  der  Verordnung  (EU)  Nr.  36/2012  des  Rates  vom  18.  Ja-
 nuar  2012  über  restriktive  Maßnahmen  angesichts  der
 Lage  in  Syrien  (ABl.  L  16  vom  19.1.2012,  S.  1)  in  §  70
 Absatz  9 AWV.

 Zu Nummer  11 Buchstabe j

 Durch  die  Änderung  werden  Verstöße  gegen  die  Voraban-
 meldepflicht  nach  Artikel  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  204/
 2011  des  Rates  vom  2.  März  2011  über  restriktive  Maßnah-
 men  angesichts  der  Lage  in  Libyen  (ABl.  L  58  vom
 3.3.2011,  S.  1,  L  87  vom  2.4.2011,  S.  37)  in  §  70  Absatz  7
 Nummer  1  AWV  bußgeldbewehrt.  Die  Bundesrepublik
 Deutschland  kommt  damit  ihrer  Verpflichtung  zur  Sanktio-
 nierung  von  Verstößen  gegen  die  Embargoverordnung  nach.
 Verstöße  gegen  die  wesentlichen  Verbotsvorschriften  der
 Libyen-Embargo-Verordnung  wurden  bereits  gemäß  §  34
 Absatz  4  Nummer  2  des  Außenwirtschaftsgesetzes  durch
 Bekanntmachung im Bundesanzeiger strafbewehrt.

 Zu Nummer  11 Buchstabe l Unterbuchstabe bb und cc

 Durch  die  Änderung  werden  Verstöße  gegen  die  Voraban-
 meldepflicht  nach  Artikel  2c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  36/
 2012  des  Rates  mit  ihrer  Änderung  durch  die  Verordnung
 (EU)  Nr.  944/2012  vom  15.  Oktober  2012  über  restriktive
 Maßnahmen  angesichts  der  Lage  in  Syrien  (ABl.  L  282  vom
 16.10.2012,  S.  9)  in  §  70  Absatz  9  Nummer  1  AWV  buß-

 geldbewehrt.  Die  Bundesrepublik  Deutschland  kommt  da-
 mit  ihrer  Verpflichtung  zur  Sanktionierung  von  Verstößen
 gegen  die  Embargoverordnung  nach.  Verstöße  gegen  die
 wesentlichen  Verbotsvorschriften  der  Syrien-Embargo-Ver-
 ordnung  wurden  bereits  gemäß  §  34  Absatz  4  Nummer  2
 des  Außenwirtschaftsgesetzes  durch  Bekanntmachung  im
 Bundesanzeiger strafbewehrt.

 Zu Nummer  11 Buchstabe n

 Durch  die  Änderung  werden  Verstöße  gegen  die  Informa-
 tionspflicht  nach  Artikel  8  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Ver-
 ordnung  (EU)  Nr.  377/2012  des  Rates  vom  3.  Mai  2012
 über  restriktive  Maßnahmen  gegen  bestimmte  den  Frieden,
 die  Sicherheit  und  die  Stabilität  in  der  Republik  Guinea-
 Bissau  gefährdende  Personen,  Organisationen  und  Einrich-
 tungen  (ABl.  L  119  vom  4.5.2012,  S.  1)  in  §  70  Absatz  11
 AWV  bußgeldbewehrt.  Die  Bundesrepublik  Deutschland
 kommt  damit  ihrer  Verpflichtung  zur  Sanktionierung  von
 Verstößen  gegen  die  Embargoverordnung  nach.  Verstöße
 gegen  die  wesentlichen  Verbotsvorschriften  der  Guinea-
 Bissau-Embargo-Verordnung  wurden  bereits  gemäß  §  34
 Absatz  4  Nummer  2  des  Außenwirtschaftsgesetzes  durch
 Bekanntmachung im Bundesanzeiger strafbewehrt.

 Zu Artikel  2

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  das  Regelungsvorha-
 ben geprüft.

 Das  Regelungsvorhaben  führt  für  Wirtschaft  und  Ver-
 waltung zu einem marginalen Umstellungsaufwand.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.

 Erfüllungsaufwand

 Wirtschaft  Marginaler Umstellungsaufwand

 Verwaltung  Marginaler Umstellungsaufwand
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